
Sehr geehrte Damen und Herren,  

das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) übermittelt im 
Rahmen der Länder- und Verbändeanhörung seine zusammengefasste Rückmeldung 
zum Referentenentwurf „Gesetz zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur“.  

Der Gesetzentwurf wird in der vorliegenden Form abgelehnt. Er ist dringend zu 
überarbeiten, da er den Zielen des Bundes Planungen und Genehmigungen von 
Infrastrukturvorhaben zu beschleunigen in zahlreichen Punkten entgegen steht.  

1. Neuer § 1 Abs. 1a BNatSchG (überragendes öffentliches Interesse — üöI)  

• Der neue § 1 Abs. 1a BNatSchG wird abgelehnt. Er weist bestimmten Gebieten ein 
überragendes öffentliches Interesse (üöI) zu. Zwar soll gemäß Satz 2 dieses üöI 
gegenüber Verkehrswegevorhaben zurückstehen, die heute bereits oder mit 
Inkrafttreten des InfZukG den üöI-Status haben bzw. bekommen. Davon 
profitieren dann jedoch ausschließlich Vorhaben der Eisenbahnen des Bundes 
(DB-Projekte). Vorhaben der nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) würden auch 
nach Inkrafttreten des InfZukG keinen Status „üöI“ haben; NE-Projekte würden in 
der Abwägung regelmäßig am üöI-Status von Naturschutzgebieten scheitern. 
Schlimmstenfalls könnten sogar umweltfreundliche Elektrifizierungsvorhaben 
verhindert werden. Die im neuen § 1 Abs. 1a genannten Güter werden aus Sicht 
des StMB durch die bestehenden Gesetze ausreichend geschützt.  

2. § 13 Klimaschutzgesetz (KSG)  

• In einem ersten Entwurf des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes war die Änderung des 
§ 13 KSG vorgesehen und wurde dann mit Verweis auf diesen Gesetzentwurf 
herausgenommen. Eine ersatzlose Streichung des § 13 KSG in Hinblick auf die 
Ebene der Planfeststellung oder eine praxisgerechte Anpassung würden begrüßt. 
Das StMB bittet daher, die praxisgerechte Änderung des § 13 KSG im 
Gesetzentwurf aufzunehmen. Einen Formulierungsvorschlag hat das StMB 
beigefügt.  

3. Wiederaufnahme und Erweiterung von Regelungen zu § 20a / § 15  

• In einem früheren Entwurf war folgender § 20a Abs. 5 BNatSchG vorgesehen: „Die 
Rechtsfolgen des § 15 Absatz 3b Satz 1 finden keine Anwendung auf 1. Vorhaben 
und Maßnahmen, für die bundesgesetzlich ein überragendes öffentliches 
Interesse bestimmt ist oder die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und 
Klimaneutralität (SVIK) finanziert werden, 2. Sonstige Vorhaben und Maßnahmen 
des Ausbaus bzw. der Änderung, der Unterhaltung einschließlich Erneuerung und 
Instandhaltung von Bundesfernstraßen, Schienenwegen des Bundes, 
Bundeswasserstraßen und der jeweils zugehörigen Anlagen.“ 

• Das StMB bittet, diese Regelung wieder aufzunehmen und grundsätzlich auf 
Verkehrswege statt ausschließlich auf Bundesfernstraßen zu erweitern.  



4. Landschaftspläne — Aufnahme von Flächen zur Wiederherstellung der Natur (§ 9 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Buchst. c)  

• Die Ergänzung hinsichtlich der Aufnahme von Angaben zu Flächen zur 
Wiederherstellung der Natur in die Landschaftspläne sollte gestrichen werden. 
Artikel 8 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2024/1991 
(Wiederherstellungsverordnung) bezieht die Vorgaben zur Sicherung von 
Grünflächen und Baumüberschirmung ausdrücklich auf die nationale 
Gesamtfläche der städtischen Ökosystemgebiete; Adressat dieser Zielvorgaben ist 
damit der Mitgliedstaat. Eine grundstücks- oder gemeindebezogene 
Erfüllungspflicht begründet Artikel 8 Abs. 1 und 2 der Verordnung nicht. Durch die 
Aufnahme der Flächen zur Wiederherstellung der Natur in die Landschaftspläne 
würde die Umsetzungsverantwortung für eine auf nationaler Ebene zu erfüllende 
Zielvorgabe de facto den Gemeinden zugewiesen. Hierin liegt eine über die 
Anforderungen der Verordnung hinausgehende Belastung der kommunalen 
Ebene (Gold Plating), die dem Ziel, eine überschießende Umsetzung von 
Unionsrecht zu vermeiden, widerspricht.  

5. Vermeidung von Doppelstrukturen und europarechtliche Aspekte  

• Der Ansatz des Gesetzentwurfs stellt — insbesondere beim vorgeschlagenen § 20a 
Abs. 2 — einen nationalen Alleingang ohne eindeutige europarechtliche 
Grundlage dar. Das hier vorgenommene Gold Plating stellt einen potenziellen 
wirtschaftlichen Nachteil für den Wirtschaftsstandort Deutschland im Vergleich zu 
anderen Mitgliedstaaten dar und widerspricht der Zielsetzung der Europäischen 
Kommission, überschießende nationale Umsetzungen zu vermeiden. Die 
EU-Verordnung über die Wiederherstellung der Natur (W-VO) verfolgt identische 
Ziele wie der vorliegende Entwurf; durch sie sind die Mitgliedstaaten bereits 
verpflichtet, in allen Lebensräumen Wiederherstellungsmaßnahmen bis 2030 zu 
ergreifen und diese mittels eines nationalen Wiederherstellungsplans verbindlich 
zu planen. Das StMB fordert daher die Vermeidung doppelter Meldestrukturen.  

6. Ersatzgeldzahlungen und Zuständigkeiten  

• Ersatzgeldzahlungen sollen — auch um die Akzeptanz der Projekte vor Ort zu 
erhöhen — an die betroffenen Länder gehen bzw. dort verbleiben. Dem Bund 
fehlen hierfür notwendige Strukturen (es gibt z. B. auf Bundesebene kein Pendant 
zum Bayerischen Naturschutzfonds, der Ersatzgeldzahlungen vor Ort in Projekte 
umsetzen kann). Der Aufbau neuer Behördenstrukturen ist zu vermeiden. Der 
Bayerische Landtag hat mit Beschluss vom 17.06.2026 die Staatsregierung 
aufgefordert, auf Bundesebene weiterhin darauf hinzuwirken, dass 
Ersatzzahlungen gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (auch) 
künftig vollständig an die Länder fließen, in denen die jeweiligen Eingriffe 
stattfinden. Bayern hat dies auch im Bundesratsverfahren gefordert; der Bund ist 
dieser Forderung bislang nicht nachgekommen.  

7. Kosten, Verwaltung und Umsetzungsaufwand  



• Der Behauptung im Entwurf, dass es aufgrund des Gesetzes zu keinen zusätzlichen 
Kosten und zu keinem Mehraufwand für die Verwaltung kommt, kann nicht 
gefolgt werden. Zusätzliche Gutachten und Abwägungsprozesse in der Planung 
aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses von grüner Infrastruktur sind 
zu erwarten, was zu Verwaltungs- und Gerichtskosten sowie Verzögerungen bei 
der Projektumsetzung führen wird. Zudem erfordert z. B. das bestehende 
Bundeskonzept „Grüne Infrastruktur“ regelmäßige Fortschreibungen, Forschung 
und Entwicklung sowie die Integration künftiger naturschutzfachlicher Konzepte; 
dies verursacht Kosten.  

8. § 15b — Realkompensation  

• Die neu eingeführte Regelung in § 15b, wonach die Pflicht zur Beibringung einer 
Realkompensation mit befreiender Wirkung auf Dritte übertragen werden kann, 
wird grundsätzlich begrüßt. Zur Vermeidung zusätzlicher Belastungen sollte das 
Anerkennungsverfahren praxisnah und bürokratiearm ausgestaltet sein.  

9. Keine Erhöhung der Ausgleichzahlungen  

• Die Erhöhung der Ausgleichszahlungen nach § 15 Abs. 6b wird abgelehnt. Sie 
führt zu einer Verteuerung von Infrastruktur- und Baumaßnahmen. Genau das 
Gegenteil ist nötig. 

Das StMB stellt diese zusammengefasste Rückmeldung fristgerecht zur Kenntnis und 
bittet um Berücksichtigung der genannten Punkte. 

Wir sind mit der Veröffentlichung der Stellungnahme einverstanden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Artikel x Änderung des Klimaschutzgesetzes 

Das Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert:  

a) Nach § 13 Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Eine begründete Schätzung der zu erwartenden Treibhausgasemissionen ist als Grundlage 
für die Berücksichtigung nach Absatz 1 Satz 1 ausreichend. Bei mehrstufigen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren soll auf Prüfungen aus vorangegangenen Stufen verwiesen werden. 
Die Verweisung nach Satz 2 ist nicht möglich, soweit der Gegenstand der aktuellen Planungs- 
oder Genehmigungsstufe von dem der vorangegangenen Stufe in erheblicher Weise abweicht 
und die Abweichung aufgrund ihrer Klimarelevanz ausschlaggebende Bedeutung für die 
Abwägungsentscheidung nach Absatz 1 Satz 1 haben kann.  Bei der Planung und Genehmigung 
von Energiewendevorhaben und Vorhaben, die kraft einer gesetzlichen Vorgabe im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen, gelten die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 als 
erfüllt.  

b)   Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4.“ 

Begründung (zu § 13 Abs. 1 Satz 2 neu)  

Durch die Klarstellung im neu gefassten Absatz 2 wird der Verwaltungsaufwand für den Vollzug 
des Berücksichtigungsgebots signifikant verringert, so dass sowohl für die öffentliche 
Verwaltung als auch für beteiligte Unternehmen erheblich schnellere und kostengünstigere 
Entscheidungen ohne tatsächliche Abstriche am Klimaschutz ermöglicht werden. Das 
Berücksichtigungsgebot dient dazu, den Zweck des Gesetzes und die zu seiner Erfüllung 
festgesetzten Ziele bei Entscheidungen und Planungen einzubeziehen und eine 
Abwägungsentscheidung zu treffen. Im Gegensatz zur Klimaneutralstellung von Projekten ist es 
dazu nicht erforderlich, die zu erwartenden Treibhausgasemissionen möglichst exakt in CO2-
Äquivalenten zu ermitteln, da hier kein Ausgleich und keine Kompensation einer bestimmten 
Menge von CO2-Emissionen erfolgen muss, sondern lediglich eine Entscheidung auch unter 
Berücksichtigung von Klimabelangen ermöglicht werden soll. Mit Blick auf die Rechtsfolge ist 
es geeignet, verhältnismäßig und angemessen, die zu erwartenden Treibhausgasemissionen 
aufgrund von Erfahrungswerten zu schätzen, so dass entsprechend § 8 KAnG auf ein 
aufwändiges Ermittlungsverfahren oder Gutachten verzichtet werden kann. Durch die 
Klarstellung wird insbesondere bei der Planung und Genehmigung von 
Verkehrsinfrastrukturprojekten der Verwaltungsaufwand für den Vollzug des 
Berücksichtigungsgebots signifikant verringert. Schätzwerte für CO2-Emissionen existieren 
beispielsweise für Bau und Verkehr bei Straßen bereits auf der Ebene des 
Bundesverkehrswegeplans.  

Ist keine Verweisung nach Satz 2 möglich, reicht es bei der Erhebung von Senken 
(Bodenvegetationskomplex) im Rahmen einer verbal-argumentativen Beschreibung die THG-
sensiblen Böden aus der Thuenen-Kulisse zu betrachten und es müssen nur großflächige 
Strukturen wie Wälder erfasst werden. Die Erfassung von einzelnen Bäumen bzw. die 
Bilanzierung der Biomasse der Vegetation o.ä. ist für die Abwägungsentscheidung nicht 



erforderlich, da Standorte variieren und nur großflächige Strukturen erhebliche THG-Relevanz 
entfalten können und es in der Abwägung nach § 13 Abs. 1 S. 1 um den globalen 
Klimaschutzaspekt geht. Die Betrachtung des globalen Klimas soll im gesamten 
Planungsprozess nur einmal durchgeführt werden. Bei nachfolgenden Planungsschritten 
können diese Werte herangezogen werden, soweit sie übertragbar sind und nicht neue 
Abschätzungen wegen potentiell erheblich klimarelevanter Abweichungen im Sachverhalt 
geboten sind, wie dies z.B. bei Einbeziehung einer gänzlich neuen Trassenvariante mit starker 
Beeinträchtigung eines wertvollen Moorgebiets der Fall sein könnte. Dadurch erübrigen sich 
aufwändige Bilanzierungen von Treibhausgasemissionen für jede technische Variante einzelner 
Baumaßnahmen, bei denen in der Praxis regelmäßig so geringe Abweichungen festzustellen 
sind, dass sie bei der Variantenprüfung nicht ausschlaggebend sein können. § 13 Abs. 1 S. 1 ist 
lediglich ein klimaoptimierendes Steuerungsinstrument. Erst bei Maßnahmen und 
Entscheidungen im direkten Zusammenhang mit Investitions- und Beschaffungsvorgängen des 
Bundes erfolgt eine THG-Bilanzierung und eine Lebenszyklusanalyse (§ 13 Abs. 1 Satz 3 und 
Abs. 3 und 4 (neu)).  

Um unnötige Bürokratie zu vermeiden, wird grundsätzlich bei Projekten, die per Gesetz im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen, auf eine Prüfung verzichtet. Besonders 
hervorzuheben sind: Projekte, die der Energiewende dienen, wie z.B. der Stromleitungsbau, 
weisen im Ergebnis eine positive Klimabilanz auf. Die unvermeidbaren Emissionen beim Bau 
z.B. einer Stromtrasse exakt zu erheben, wenn die Trasse im Ergebnis dem Klimaschutz dient, 
wäre auch vor dem Hintergrund der gesetzlichen Wertung für ein überragendes öffentliches 
Interesse unnötige Bürokratie.  
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